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Verfügung zur straßenrechtlichen Widmung in der Stadt Vetschau/Spreewald

Hier: Parkplatz Park & Ride in der Bahnhofstraße/am Bahnhof

Nach § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009, 
(GVBl. I/09, [Nr. 15], S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. I/18, [Nr. 37], 
S. 3) wird der Parkplatz in der Stadt Vetschau/Spreewald dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.
Mit der Widmung erhalten alle genannten Verkehrsflächen 
die Eigenschaft einer öffentlichen Straße und werden der 
Allgemeinheit für den öffentlichen Verkehr zur Verfügung ge-
stellt.

1. Lage:
-   Parkplatz Bahnhofstraße/am Bahnhof mit 58 Stellplät-

zen für PKW, davon 2 behindertengerechte Stellplätze 
und 22 Stellplätze für Fahrräder - siehe Anlage

Der Parkplatz befindet sich auf dem Grundstück in der Ge-
markung Vetschau, Flur 4, Flurstück 546, nur teilweise mit 
einer Fläche von ca. 2600 m².

2. Widmungsinhalt:
2. a. Einstufung:
Die unter Punkt 1 der Lagebeschreibung genannte Verkehrs-
fläche wird in die Gruppe der sonstigen öffentlichen Straßen 
gemäß § 3 (1) Punkt 4 BbgStrG eingestuft.

2.b. Widmungsbeschränkungen:
Der Parkplatz wird für folgende Benutzungsarten beschränkt:
- PKW, einspurige Fahrzeuge
- Fußgänger, Radfahrer

Die Zweckbestimmung nach § 3 (6) BbgStrG wird als öffentli-
cher Parkplatz bestimmt.

2.c. Träger der Straßenbaulast:
Stadt Vetschau/Spreewald

2.d. Inkrafttreten:
Die Widmung wird einen Tag nach der Veröffentlichung die-
ser Verfügung im Amtsblatt für die Stadt Vetschau/Spreewald 
„Neue Vetschauer Nachrichten“, wirksam.
Die Widmung gilt für den Zeitraum bis zum 17. Juni 2046 und 
kann für weitere 20 Jahre verlängert werden.

Rechtbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung zur straßenrechtlichen Widmung ist 
der Widerspruch zulässig.
Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, gerechnet vom 
Tage nach der Bekanntgabe dieser Verfügung im Amtsblatt 
für die Stadt Vetschau/Spreewald „Neue Vetschauer Nach-
richten“, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Vet-
schau/Spreewald – Der Bürgermeister – Schlossstraße 10, 
03226 Vetschau/Spreewald einzulegen.
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt 
werden. In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne des Si-
gnaturgesetzes zu versehen und an die E-Mail-Adresse stadt-
verwaltung@vetschau.com zu senden.

Vetschau/Spreewald, 05.02.2021

Bengt Kanzler
Bürgermeister

Anlage siehe Seite 3



Vetschau/SpreewaldSeite 3, Nr. 2/2021

Anlagen:
Anlage 1: Übersichtsplan Parkplatz Bahnhofstraße/am Vetschauer Bahnhof

Anlage 1 - Übersichtsplan Parkplatz Bahnhofstraße am Vetschauer Bahnhof 

Satzung der Jagdgenossenschaft Wüstenhain
Die Jagdgenossenschaftsversammlung des gemeinschaftli-
chen Jagdbezirkes Wüstenhain hat am 30.10.2020 folgende 
Satzung beschlossen:
(Sofern im Folgenden jeweils nur die männliche Form ge-
nannt ist, so erfolgt dies aus Gründen der besseren Lesbar-
keit. Gemeint sind immer männliche und weibliche Form, 
soweit dies nicht abweichend vermerkt ist.)

§ 1 
Name und Sitz der Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirkes Wüstenhain ist gemäß § 10 Absatz 1 des Jagdgesetzes 
für das Land Brandenburg (BbgJagdG) eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts und untersteht der Aufsicht der un-
teren Jagdbehörde des Landkreises Oberspree/Lausitz. Sie 
führt den Namen
„Jagdgenossenschaft Wüstenhain“
(im Folgenden „Jagdgenossenschaft“) und hat ihren Sitz in 
Vetschau OT Wüstenhain
(2) Die Geschäftsführung erfolgt unter der Anschrift des Vor-
sitzenden des Jagdvorstandes.

§ 2 
Gebiet der Jagdgenossenschaft, 
Gemeinschaftlicher Jagdbezirk

(1) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfasst gemäß § 8 Ab-
satz 1 des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) alle, aufgrund der 
Bildung des Eigenjagdbezirkes Witt, von der Jagdgenossen-
schaft Laasow/Wüstenhain abgesonderten Flächen der Ge-

markung Wüstenhain 1 und Wüstenhain 2 zuzüglich der von 
der zuständigen Jagdbehörde angegliederten und abzüglich 
der abgetrennten Grundflächen.

§ 3 
Mitglieder der Jagdgenossenschaft

(2) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenossen) sind 
die Eigentümer der bejagbaren Grundflächen. Eigentümer 
von Grundflächen des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes, auf 
denen die Jagd ruht oder aus anderen Gründen nicht ausge-
übt werden darf, gehören gemäß § 9 Absatz 1 BJagdG inso-
weit der Jagdgenossenschaft nicht an.
(3) Die Jagdgenossenschaft führt ein Jagdkataster, in dem 
die bejagbaren Grundflächen des Jagdbezirkes, deren Größe 
und deren Eigentümer verzeichnet sind. Die Jagdgenossen 
sind zur Mitwirkung bei der Fortführung des Jagdkatasters 
verpflichtet. Insbesondere Änderungen der Eigentumssitua-
tion oder der Art der Flächennutzung sind unverzüglich an-
zuzeigen. Das Jagdkataster liegt für die Jagdgenossen und 
deren schriftlich bevollmächtigte Vertreter zur Einsicht beim 
Vorsitzenden des Jagdvorstandes offen.

§ 4 
Aufgaben der Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet nach Maßgabe des 
geltenden Rechts unter eigener Verantwortung nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und unter Berücksichti-
gung der jagdlichen Belange alle Angelegenheiten, die sich 
aus ihrem Jagdausübungsrecht ergeben.
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gesetzlichen Vertreter oder nach Maßgabe des § 8 Absatz 4 
dieser Satzung durch Bevollmächtigte vertreten lassen. Die 
Vollmacht ist schriftlich zu erteilen und dem Vorsitzenden 
oder dessen Beauftragten zu Beginn der Versammlung vor-
zulegen.
(2) Die Jagdgenossenschaftsversammlung ist vom Jagdvor-
stand wenigstens einmal im Jahr einzuberufen. Der Jagd-
vorstand muss die Jagdgenossenschaftsversammlung auch 
einberufen, wenn mindestens ein Viertel aller Jagdgenossen 
die Einberufung bei ihm schriftlich unter Angabe der auf die 
Tagesordnung zu setzenden Gegenständen der Beschluss-
fassung beantragt.
(3) Die Jagdgenossenschaftsversammlung soll am Sitz der 
Jagdgenossenschaft stattfinden. Sie ist nicht öffentlich, so-
weit nicht durch Beschluss in begründeten Einzelfällen Dritte 
zugelassen werden. Die Zulassung soll sich auf einzelne Ta-
gesordnungspunkte beschränken.
(4) Die Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung er-
geht durch amtliche Bekanntmachung gemäß § 14 Absatz 2 
dieser Satzung. Sie muss mindestens zwei Wochen vorher 
erfolgen und Angaben über den Ort und den Zeitpunkt der 
Versammlung sowie die Tagesordnung mit den wesentlichen 
Gegenständen der Beschlussfassung enthalten.
(5) Den Vorsitz in der Jagdgenossenschaftsversammlung 
führt der Vorsitzende. Der Jagdvorstand kann auch für einzel-
ne Tagesordnungspunkte einen anderen Versammlungsleiter 
bestimmen.
(6) Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ können 
Beschlüsse nach § 6 Absatz 2 bis 5 dieser Satzung nicht ge-
fasst werden.
(7) Mit der Bekanntmachung nach Absatz 4 ist die Aufsichts-
behörde über den Versammlungstermin unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung zu informieren.

§ 8 
Beschlussfassung der Jagdgenossenschaft

(1) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen gemäß § 9 
Absatz 3 BJagdG sowohl der Mehrheit der anwesenden und 
vertretenen Jagdgenossen als auch der Mehrheit der bei der 
Beschlussfassung vertretenen Grundflächen.
(2) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft werden durch offene 
Abstimmung gefasst. Die Jagdgenossenschaftsversamm-
lung kann auf Antrag von mindestens drei Jagdgenossen, 
die zusammen mindestens ein Zehntel der Gesamtfläche des 
Gebietes der Jagdgenossenschaft vertreten müssen, zu einzel-
nen Tagesordnungspunkten eine schriftliche Abstimmung be-
schließen; das gilt nicht für Beschlüsse über die Verwendung 
des Reinertrages der Jagdnutzung nach § 10 Absatz 3 BJagdG. 
Über die Einzelheiten der schriftlichen Abstimmung ist von 
den Mitgliedern des Jagdvorstandes und den Stimmzäh-
lern Verschwiegenheit zu wahren; die Unterlagen sind vom 
Vorsitzenden mindestens zehn Jahre lang, im Falle der Be-
anstandung oder Anfechtung des Beschlusses für die Dau-
er des Verfahrens, den Jagdpachtvertrag betreffend, bis zu 
dessen Ablauf und Beachtung der Verjährung von möglichen 
Ansprüchen aufzubewahren.
(3) Jeder Jagdgenosse hat eine Stimme. Miteigentümer 
und Gesamthandseigentümer können ihr Stimmrecht nur 
einheitlich ausüben; sie haben dem Jagdvorstand schriftlich 
einen Bevollmächtigten zu benennen.
(4) Ein bevollmächtigter Vertreter darf höchstens zwei 
Jagdgenossen vertreten. Die von einem Bevollmächtigten 
vertretene Grundfläche darf einschließlich seiner eigenen 
Grundfläche ein Drittel der Gesamtfläche des Gebietes der 
Jagdgenossenschaft nicht überschreiten.
(5) Ein Jagdgenosse oder ein Bevollmächtigter ist von der 
Mitwirkung an der Abstimmung entsprechend § 34 BGB aus-

§ 5

Organe der Jagdgenossenschaft
(1) Die Organe der Jagdgenossenschaft sind
a. die Jagdgenossenschaftsversammlung und
b. der Jagdvorstand.

§ 6 
Jagdgenossenschaftsversammlung

(1) Der Jagdgenossenschaftsversammlung obliegen alle Entschei-
dungen, soweit diese nicht ausdrücklich einem anderen Organ zu-
gewiesen sind. Sie kontrolliert die Tätigkeit des Jagdvorstandes. 
Beschlüsse, einschließlich Wahlen, werden gemäß § 9 Absatz 3 
BJagdG mit der Mehrheit der anwesenden und vertretenen Jagd-
genossen, als auch mit der Mehrheit der bei der Beschlussfassung 
vertretenen Grundflächen (doppelte Mehrheit) gefasst.
(2) Die Jagdgenossenschaftsversammlung beschließt die 
Satzung und deren Änderungen.
(3) Sie wählt
1. den Jagdvorstand mit dem Vorsitzenden und mindes-

tens zwei Beisitzern sowie mindestens ein stellvertre-
tendes Mitglied des Jagdvorstandes sowie als weitere 
Funktionsträger, die nicht zum Vorstand gehören,

2. einem Schriftführer
3. einen Kassenführer und
4. wenigstens einen Rechnungsprüfer.

(4) Die Jagdgenossenschaftsversammlung beschließt wei-
terhin über
1. den jährlichen Haushaltsplan,
2. die Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers,
3. die Antragstellung zur Abrundung, Zusammenlegung 

und Teilung des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes,
4. die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen Jagd-

bezirkes,
5. das Verfahren und die Bedingungen für den Abschluss 

von Jagdpachtverträgen,
6. die Erteilung des Zuschlages bei der Jagdverpachtung,
7. die Änderung und Verlängerung laufender Jagdpacht-

verträge,
8. die Zustimmung zur Weiter- und Unterverpachtung des 

gemeinschaftlichen Jagdbezirkes und zur Erteilung von 
entgeltlichen Jagderlaubnisscheinen,

9. den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages aus 
der Jagdnutzung sowie der Auszahlungsmodalitäten,

10. die Bildung von Rücklagen und deren Verwendung,
11. die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des Haus-

haltsplanes,
12. die Beanstandung von Beschlüssen durch den Jagdvorstand,
13. die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen des 

Jagdvorstandes gemäß § 10 Absatz 3 dieser Satzung,
14. die Festsetzung von Aufwandsentschädigungen für die 

Mitglieder des Jagdvorstandes und weitere Funktionsträ-
ger,

15. die Befreiung von der Beschränkung gemäß § 181 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zu Insichgeschäften 
von Vorstandsmitgliedern im Einzelfall,

16. die Stellungnahme zur Befriedung von Grundflächen im 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk und

(5) Regelungen im Sinne des Absatzes 4 Nummer 3, 5, 6, 7, 
8 und 9 können nur im Einzelfall durch Beschluss auf den 
Jagdvorstand übertragen werden.

§ 7 
Durchführung  

der Jagdgenossenschaftsversammlung
(1) Zur Teilnahme an der Jagdgenossenschaftsversammlung 
sind die Jagdgenossen berechtigt. Sie können sich durch ihre 
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ist hierbei an die Beschlüsse der Jagdgenossenschaftsver-
sammlung gebunden. Bei der Abgabe rechtsgeschäftlicher 
Erklärungen müssen unbeschadet der Regelung in Absatz 
4 alle Mitglieder des Jagdvorstandes gemeinschaftlich han-
deln. Die Mitglieder des Jagdvorstandes können sich von an-
deren Mitgliedern des Jagdvorstandes zur Alleinvertretung 
schriftlich bevollmächtigen lassen.
(2) Der Jagdvorstand hat die Beschlüsse der Jagdgenossen-
schaftsversammlung vorzubereiten und durchzuführen. Ins-
besondere obliegt ihm
1. die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes,
2. die Anfertigung der Jahresrechnung,
3. die Überwachung der Schrift- und Kassenführung,
4. die Verteilung der Erträge an die einzelnen Jagdgenossen,
5. die Feststellung der Umlagen der einzelnen Jagdgenos-

sen,
6. die Führung des Jagdkatasters und die Aktenführung,
7. die Anordnung von Bekanntmachungen.

(3) Solange die Jagdgenossenschaft keinen vollständigen 
Jagdvorstand gewählt hat oder die Amtszeit abgelaufen ist, 
werden die Geschäfte des Jagdvorstandes nach Maßgabe 
des § 9 Absatz 2 BJagdG in Verbindung mit § 10 Absatz 7 
BbgJagdG vom hauptamtlichen Bürgermeister, liegt der 
gemeinschaftliche Jagdbezirk in einer amtsangehörigen Ge-
meinde dann vom Amtsdirektor (Notvorstand), wahrgenom-
men. Die Kosten der vorübergehenden Geschäftsführung bis 
zur Wahl des Jagdvorstandes trägt die Jagdgenossenschaft.
(4) Der Notvorstand ist durch ein Mitglied des Jagdvorstan-
des von dem Eintritt der Notvorstandsführung binnen zwei 
Wochen nach Eintritt der Notvorstandsführung zu benach-
richtigen; soweit der gesamte Jagdvorstand nicht mehr exis-
tiert, hat der Kassenführer und falls dieser nicht mehr die 
Funktion wahrnimmt, der Schriftführer den Notvorstand zu 
informieren. Von der Übernahme der Geschäfte durch den 
Notvorstand ist die untere Jagdbehörde vom Notvorstand in 
Kenntnis zu setzen.

§ 11 
Sitzungen des Jagdvorstandes

(1) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung des Vorsitzenden 
nach Bedarf, mindestens aber einmal je Geschäftsjahr zu-
sammen. Er muss einberufen werden, wenn ein Mitglied des 
Jagdvorstandes dies schriftlich beantragt.
(2) Der Jagdvorstand ist beschlussfähig, wenn wenigstens 
2/3 der Mitglieder anwesend oder vertreten sind und die 
ordnungsgemäße Ladung festgestellt worden ist. Der Jagd-
vorstand entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen seiner 
Mitglieder. Der/Die Stellvertreter sowie der Schriftführer und 
der Kassenführer sollen an den Sitzungen des Jagdvorstan-
des beratend teilnehmen (kein Stimmrecht).
(3) Ein Mitglied des Jagdvorstandes darf bei Angelegenhei-
ten der Jagdgenossenschaft nicht beratend oder entschei-
dend mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem 
Ehegatten, dem eingetragenen Partner einer auf Dauer ange-
legten Lebensgemeinschaft, seinen Verwandten bis zum drit-
ten oder Verschwägerten bis zum zweiten Grade oder einer 
von ihm kraft Gesetzes oder rechtsgeschäftlicher Vollmacht 
vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil 
bringen kann. In diesen Fällen ist das betreffende Mitglied 
des Jagdvorstandes bei der Ermittlung der Beschlussfähig-
keit gemäß Absatz 2 als nicht anwesend zu betrachten.
(4) Die Sitzungen des Jagdvorstandes sind nicht öffentlich.
(5) Der Jagdvorstand hat Beschlüsse der Jagdgenossen-
schaft, die das geltende Recht verletzen, innerhalb von zwei 
Wochen nach Beschlussfassung zu beanstanden. Ist ein Be-
schluss beanstandet worden, so ist dies unverzüglich be-
kannt zu machen.

geschlossen, kann sich auch nicht vertreten lassen und auch 
keinen anderen vertreten, wenn die Beschlussfassung die 
Vornahme eines Rechtsgeschäftes mit ihm oder die Einlei-
tung oder Erledigung eines Rechtsstreites zwischen ihm und 
der Jagdgenossenschaft betrifft.
(6) Über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft ist eine 
Niederschrift zu fertigen. Aus ihr muss auch hervorgehen, 
wie viele Jagdgenossen anwesend und vertreten waren 
und welche Grundfläche von ihnen vertreten wurde. Bei Be-
schlussfassungen sind die Stimmlisten zur Niederschrift zu 
nehmen. Die Niederschrift ist vom Versammlungsleiter so-
wie vom Protokollführer zu unterzeichnen und der nächsten 
Jagdgenossenschaftsversammlung zur Billigung vorzule-
gen. Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats über 
die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft durch Übersendung 
einer Zweitfertigung der Niederschrift zu unterrichten. Jeder 
Jagdgenosse ist berechtigt, die Niederschriften einzusehen 
und sich auf eigene Kosten Abschriften zu fertigen.

§ 9 
Jagdvorstand/weitere Funktionsträger

(1) Der Jagdvorstand (Vorstand der Jagdgenossenschaft) be-
steht gemäß § 10 Absatz 6 BbgJagdG aus dem Vorsitzenden 
und mindestens zwei Beisitzern. Die Mitglieder des Jagdvor-
standes werden im Falle der Verhinderung durch den Stell-
vertreter vertreten. Die Beisitzer können auch die Funktion 
des Schriftführers übernehmen.
(2) Wählbar für den Jagdvorstand ist jede volljährige und 
geschäftsfähige natürliche Person. Jagdvorstandsmitglieder 
sollen Jagdgenossen sein. Ist eine Personengemeinschaft 
oder eine juristische Person Mitglied der Jagdgenossen-
schaft, so sind auch deren gesetzliche Vertreter wählbar.
(3) Der Jagdvorstand wird für eine Amtszeit von vier Ge-
schäftsjahren gewählt. Die Amtszeit beginnt mit Beginn des 
Geschäftsjahres, das dem Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 
des alten Jagdvorstandes endete, folgt. Endet die Amtszeit 
des Jagdvorstandes, ohne dass ein neuer Jagdvorstand ge-
wählt ist, bleibt der bisherige Vorstand bis zu einer Neuwahl 
geschäftsführend im Amt. Die Amtszeit dieses geschäfts-
führenden Vorstandes endet spätestens mit Ablauf des Ge-
schäftsjahres, das der ursprünglichen Amtszeit folgt.
(4) Der Schriftführer und der Kassenführer werden für die 
gleiche Amtszeit von vier Geschäftsjahren gewählt wie der 
Jagdvorstand; Absatz 3 Satz 2 bis 4 gelten entsprechend.
(5) Endet die Amtszeit eines Mitgliedes des Jagdvorstan-
des vorzeitig durch Tod, Rücktritt oder Verlust der Wählbar-
keit, so rückt der gewählte Stellvertreter als Ersatzmitglied 
in den Jagdvorstand nach; in diesem Falle ist für den Rest 
der Amtszeit in der nächsten Jagdgenossenschaftsversamm-
lung ein neuer Stellvertreter zu wählen. In gleicher Weise ist 
eine Ersatzwahl vorzunehmen, wenn ein stellvertretendes 
Mitglied des Jagdvorstandes oder ein anderer Funktionsträ-
ger vorzeitig ausscheidet.
(6) Soweit der Fall von Absatz 5 eintritt, bestimmt der Jagd-
vorstand in seiner nächsten Sitzung die Funktionsverteilung 
innerhalb des Jagdvorstandes für den Rest der Amtszeit neu.
(7) Die Mitglieder des Jagdvorstandes sowie die weiteren 
Funktionsträger sind ehrenamtlich tätig. Ihre Aufwendungen 
sollen durch die Jagdgenossenschaft erstattet werden.

§ 10 
Zuständigkeit des Jagdvorstandes/ 
Vertretung der Jagdgenossenschaft

(1) Der Jagdvorstand vertritt die Jagdgenossenschaft ge-
mäß § 9 Absatz 2 BJagdG gerichtlich und außergerichtlich, 
verwaltet die Angelegenheiten der Jagdgenossenschaft und 
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(BekanntmV)1 entsprechend der Hauptsatzung der Stadt/Ge-
meinde Vetschau durch Veröffentlichung im amtlichen Teil 
des „Amtsblattes für die Stadt/Gemeinde Vetschau gemäß 
§ 10 Absatz 2 BbgJagdG bekannt zu machen. In der Bekannt-
machung ist auf die Genehmigung der Aufsichtsbehörde un-
ter Angabe der genehmigenden Behörde und des Datums 
hinzuweisen.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für sons-
tige Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft, insbeson-
dere der Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung, 
des jährlichen Haushaltsplans, der Beschlüsse über die Fest-
setzungen von Umlagen und der Beschlüsse über die Ver-
wendung des Reinertrages nach § 10 Absatz 3 BJagdG. Diese 
Bekanntmachungen erfolgen auf der Homepage der Jagdge-
nossenschaft und durch öffentlichen Aushang. Die Bekannt-
gabe kann auch über die Homepage der Stadt Vetschau unter 
der Rubrik „Nachrichten“ erfolgen.
(3) Die Jagdgenossen haben selbst sicher zu stellen, dass sie 
von der Einladung und den Bekanntmachungen rechtzeitig 
Kenntnis erlangen.

§ 15 
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung wird gemäß § 10 Absatz 2 BbgJagdG mit 
ihrer Bekanntmachung rechtsverbindlich.
(2) Der erste Haushaltsplan nach § 6 Absatz 4 Nummer 1 die-
ser Satzung ist für das Geschäftsjahr 2021 aufzustellen; die 
erste Rechnungsprüfung nach den Vorschriften dieser Sat-
zung ist für dasselbe Geschäftsjahr vorzunehmen.
(3) Sollten einzelne Regelungen dieser Satzung nichtig oder 
unwirksam sein, soll diese die Wirksamkeit der übrigen Re-
gelungen nicht berühren.

Wüstenhain, 30.10.2020
(Ort, Datum)

Jagdvorstand der Jagdgenossenschaft Wüstenhain
Jürgen Ulrich
(Vorsitzender)
Frank Paulisch  Mirella Wenger
(Beisitzer)   (Beisitzerin)

Beschlüsse  
der Verbandsversammlung des Wasser- 
und Abwasserzweckverbandes Calau 

(WAC)  
in ihrer 1. ordentlichen Sitzung  

am 1. Dezember 2020
-öffentlicher Teil-
Beschluss 01/2020 über die Feststellung des aufgestellten 
und geprüften Jahresabschlusses 2019 und die Verwendung 
des Jahresergebnisses 2019
Da der Geschäftsverlauf und die wirtschaftliche Lage des 
Verbandes vom Verbandsvorsteher zutreffend dargestellt 
worden sind und die wirtschaftlichen Verhältnisses des WAC 
keinerlei Veranlassung zu Beanstandungen gaben, hat die 
Verbandsversammlung in ihrer Sitzung am 1. Dezember 
2020 beschlossen, dass der nach § 82 (4) Satz 1 BbgKVerf 
i.V.m. § 21 (1) EigV vom Verbandsvorsteher aufgestellte und 
nach § 106 (2) BbgKVerf i.V.m. §§ 27 bis 33 EigV geprüfte 
Jahresabschluss 2019 festgestellt und der Jahresgewinn in 
Höhe von 439.374,40 € auf neue Rechnung vorgetragen wird.
Der Verbandsvorsteher wird beauftragt, diesen Beschluss in 
seiner laufenden Geschäftstätigkeit umzusetzen.

(6) Über die Beschlüsse des Jagdvorstandes ist eine Nieder-
schrift zu fertigen, vom Versammlungsleiter und Protokoll-
führer zu unterzeichnen und den Teilnehmern zur Kenntnis 
zu geben. Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats 
über die Beschlüsse des Jagdvorstandes durch Übersen-
dung einer Zweitfertigung der Niederschrift zu unterrichten. 
Der Unterrichtungspflicht wird durch Übersendung des elek-
tronischen Dokumentes der Niederschrift Genüge getan.
(7) Der Jagdvorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
Darin können insbesondere Regelungen über die Zuständig-
keit der einzelnen Jagdvorstandsmitglieder getroffen werden.

§ 12 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

(1) Der Jagdvorstand stellt für jedes Geschäftsjahr einen Haus-
haltsplan auf, der die voraussichtlichen Einnahmen und Aus-
gaben enthält. Der Haushaltsplan muss ausgeglichen sein.
(2) Zum Ende des Geschäftsjahres ist eine Jahresrechnung 
zu erstellen, die dem Rechnungsprüfer/den Rechnungsprü-
fern zur Prüfung und der Jagdgenossenschaftsversammlung 
zur Entlastung des Jagdvorstandes vorzulegen ist. Die Jah-
resrechnung ist dauerhaft aufzubewahren.
(3) Der/Die Rechnungsprüfer werden jeweils im Voraus für 
vier Geschäftsjahre gewählt. Rechnungsprüfer kann nicht 
sein, wer dem Jagdvorstand als Mitglied angehört oder ein 
anderes Amt für die Jagdgenossenschaft innehat oder wer 
zu einem der Funktionsträger in einer Beziehung der in § 11 
Absatz 3 dieser Satzung bezeichneten Art steht. Die Rech-
nungsprüfung ist durch wenigstens einen Rechnungsprüfer 
durchzuführen.
(4) Im Übrigen finden gemäß § 10 Absatz 3 Nummer 4 Bb-
gJagdG die Bestimmungen der Landeshaushaltsordnung 
für das Haushaltswesen, die Wirtschafts-, Kassen- und Rech-
nungsführung sowie die Rechnungsprüfung entsprechend 
Anwendung.

§ 13 
Geschäfts- und Wirtschaftsführung

(1) Geschäftsjahr der Jagdgenossenschaft ist das Jagdjahr 
gemäß § 11 Absatz 4 BJagdG.
(2) Einnahme- und Ausgabeanordnungen der Jagdgenos-
senschaft sind von mindestens zwei Jagdvorstandsmitglie-
dern zu unterzeichnen. Stellvertretung ist unzulässig.
(3) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, soweit sie 
nicht zur Erfüllung der Aufgaben der Jagdgenossenschaft 
oder nach Maßgabe des Haushaltsplanes zur Bildung von 
Rücklagen oder anderen Zwecken zu verwenden sind (Rein-
ertrag), an die Jagdgenossen grundsätzlich jährlich auszu-
schütten. Sie sind bis zum beschlossenen Auszahlungster-
min möglichst verzinslich anzulegen. Durch den Beschluss 
über die Bildung von Rücklagen oder die anderweitige Ver-
wendung der Einnahmen wird der Anspruch des Jagdgenos-
sen, der dem Beschluss nicht zugestimmt hat, auf Auszah-
lung seines Anteils am Reinertrag der Jagdnutzung gemäß 
§ 10 Absatz 3 BJagdG nicht berührt.
(4) Von den Jagdgenossen dürfen Umlagen nur erhoben 
werden, wenn und soweit dies zum Ausgleich des Haus-
haltsplanes unabweisbar notwendig ist.
(5) Die Auszahlung des Reinertrages soll unbar erfolgen. 
Dazu soll der Jagdgenossenschaft von den Jagdgenossen 
eine aktuelle Bankverbindung angegeben werden.

§ 14 
Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft

(1) Die Satzung und Änderungen der Satzung der Jagdge-
nossenschaft sind gemäß der Bekanntmachungsverordnung 
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9. die Gebühr für die dezentrale Beseitigung von Inhalts-
stoffen aus Sammelgruben von 9,79 €/m³ beibehalten 
werden soll,

10. die Gebühr für die dezentrale Beseitigung von nicht se-
pariertem Klärschlamm aus Kleinkläranlagen von 15,01 
€/m³ beibehalten werden soll.

Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 
0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.
Beschluss 04/2020 über die Festsetzung des Kassenkredites 
für das Wirtschaftsjahr 2021
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasserzweck-
verbandes Calau (WAC) hat in ihrer Sitzung am 1. Dezember 
2020 beschlossen, den Kassenkredit für das Wirtschaftsjahr 
2021 auf 1.707 T€ festzusetzen.
Der Verbandsvorsteher wird beauftragt, diesen Beschluss in 
seiner laufenden Geschäftstätigkeit umzusetzen.
Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 

0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.
Beschluss 05/2020 über den Wirtschaftsplan 2021
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasserzweck-
verbandes Calau (WAC) hat in ihrer Sitzung am 1. Dezember 
2020 den Wirtschaftsplan für das Jahr 2021 beschlossen.
Der Verbandsvorsteher wird beauftragt, diesen Beschluss in 
seiner laufenden Geschäftstätigkeit umzusetzen.
Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 

0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.
Beschluss 06/2020 über die 3. Änderung der Satzung über 
den Anschluss an die öffentliche Trinkwasserversorgungsan-
lage und die Versorgung der Grundstücke mit Trinkwasser 
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes Calau (WAC) 
(Trinkwasserversorgungssatzung -TWVS-)
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasserzweck-
verbandes Calau (WAC) hat in ihrer Sitzung am 1. Dezember 
2020 die 3. Änderung der TWVS beschlossen.
Der Verbandsvorsteher wird beauftragt, diesen Beschluss in 
seiner laufenden Geschäftstätigkeit umzusetzen.
Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 

0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.
Beschluss 07/2020 über die 1. Änderung der Satzung über 
die öffentliche Abwasserbeseitigung des Wasser- und Ab-
wasserzweckverbandes Calau (WAC) (Abwasserbeseiti-
gungssatzung – ABS-)
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasserzweck-
verbandes Calau (WAC) hat in ihrer Sitzung am 1. Dezember 
2020 die 1. Änderung der ABS beschlossen.
Der Verbandsvorsteher wird beauftragt, diesen Beschluss in 
seiner laufenden Geschäftstätigkeit umzusetzen.
Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 

0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.

Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 
0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.
Beschluss 02/2020 über die über die Entlastung des Ver-
bandsvorstehers
Da der Geschäftsverlauf und die wirtschaftliche Lage des 
Verbandes vom Verbandsvorsteher zutreffend dargestellt 
worden sind und die wirtschaftlichen Verhältnisse des WAC 
keinerlei Veranlassung für den Wirtschaftsprüfer zu Bean-
standungen gaben, hat die Verbandsversammlung in ihrer 
Sitzung am 1. Dezember 2020 beschlossen, den Verbands-
vorsteher für den Jahresabschluss 2019 ohne Einschränkung 
zu entlasten.
Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 

0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.
Beschluss 03/2020 über die Preis- und Gebührenkalkulation 
für das Wirtschaftsjahr 2021
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasserzweck-
verbandes Calau (WAC) hat in ihrer Sitzung am 1. Dezember 
2020 beschlossen, dass
1. der Mengenpreis (netto) für die Trinkwasserversorgung 

in Höhe von derzeit 0,75 €/m³ beibehalten werden soll,
2. die Leistungsgebühr (brutto) für die zentrale Abwasser-

beseitigung in Höhe von derzeit 1,78 €/m³ beibehalten 
werden soll,

3. die Grundpreiskomponente Hausanschluss in der Spar-
te TW 60,00 €/Hausanschluss netto p.a. beibehalten wer-
den soll,

4. die Grundgebührenkomponente Hausanschluss in der 
Sparte AW 60,00 €/Hausanschluss brutto p.a. beibehal-
ten werden soll,

5. die Grundpreiskomponente je Wohneinheit in der Sparte 
TW 55,00 €/WE netto p.a. beibehalten werden soll,

6. die Grundgebührenkomponente je Wohneinheit in der 
Sparte AW 112,00 €/WE brutto p.a. beibehalten werden soll,

7. die Grundpreiskomponente je Zähler für die Gewerbeart 
2 p.a.

Anschlussklassen Zähler Grundpreis netto
1 bis Qn 2,5    160,00 €
2 bis Qn 6 1.560,00 €
3 bis Qn 10 2.960,00 €
4 bis Qn 15 4.360,00 €
5 bis Qn 25 5.760,00 €
6 bis Qn 40 7.160,00 €
7 bis Qn 60 8.560,00 €
8 bis Qn 100 9.960,00 €
9 bis Qn 150 11.360,00 €

beibehalten werden soll,
8. die Grundgebührenkomponente je Zähler für die Gewer-

beart 2 p.a.

Anschlussklassen Zähler Grundgebühr brutto
1 bis Qn 2,5    200,00 €
2 bis Qn 6 1.600,00 €
3 bis Qn 10 3.000,00 €
4 bis Qn 15 4.400,00 €
5 bis Qn 25 5.800,00 €
6 bis Qn 40 7.200,00 €
7 bis Qn 60 8.600,00 €
8 bis Qn 150 10.000,00 €

beibehalten werden soll,
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Beschluss 08/2020 über die Übertragung von Entschei-
dungskompetenzen auf den Verbandsvorstand
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes Calau (WAC) beschließt in ihrer Sitzung 
am 1. Dezember 2020, dass bei Behinderung der ordentli-
chen Durchführung der Verbandsversammlung, infolge der 
SARS-CoV-2-Pandemie, auf Grundlage der Brandenburgi-
schen Kommunalen Notlagenverordnung (BbgKomNotV) 
die Entscheidungskompetenzen auf den Verbandsvorstand 
übertragen werden. Die Feststellung einer außergewöhnli-
chen Notlage erfolgt durch den Vorsitzenden der Verbands-
versammlung oder einem seiner Stellvertreter.
Der Verbandsvorsteher wird beauftragt, den Beschluss in sei-
ner laufenden Geschäftstätigkeit umzusetzen.
Abstimmungsergebnis: 74 “Ja”, 0 “Nein”, 

0 “Stimmenthaltungen”

Anmerkung: Es war nicht notwendig, Mitgliedsvertreter der 
Verbandsversammlung gemäß § 22 BbgKVerf von der Bera-
tung und Beschlussfassung auszuschließen.
Hinweis:
Die öffentlichen Bekanntmachungen
über
- die Feststellung des aufgestellten und geprüften Jahres-

abschlusses 2019 und die Verwendung des Jahresergeb-
nisses 2019,

- die Entlastung des Verbandsvorstehers für das Jahr 2019,
- den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2021,
- Änderungen in der Trinkwassergebührensatzung (TWVS)
- Änderungen in der Abwasserbeseitigungssatzung (ABS) 

und
- die Übertragung von Entscheidungskompetenzen auf den 

Verbandsvorstand

 
erfolgten im Amtsblatt für den Landkreis Oberspreewald-
Lausitz, Jahrgang 27, Nr. 31/2020 am 23. Dezember 2020.
Das Amtsblatt können Sie kostenlos vom Landkreis Ober-
spreewald-Lausitz beziehen oder auf der Homepage des 
Landkreises Oberspreewald-Lausitz www.osl-online.de ein-
sehen und ausdrucken. Daneben besteht auch die Möglich-
keit, die Lesefassungen der beim WAC geltenden Satzungen 
auf unserer Homepage www.wac-calau.de einzusehen.

Wasser- und Abwasserzweckverband Calau (WAC)


